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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 78 Ausgegeben Danzig, den 24. Juli 1935 
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188 Verordnung 


über die Gewichtsbezeichnung an ſchweren, auf Schiffen beförderten Frachtſtücken. 
Vom 11. Juli 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. 1933 S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Verpflichtung 

Frachtſtücke oder andere Gegenſtände von mindeſtens 1000 Kilogramm Rohgewicht, die im Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig zur Beförderung zur See oder auf Binnenwaſſerſtraßen aufgegeben 
werden, müſſen an ſichtbarer Stelle mit einer dauerhaften, deutlichen Angabe ihres Rohgewichtes in 
Kilogramm verſehen ſein. 

Verpflichtet zur Anbringung der Gewichtsbezeichnung iſt der Abſender oder ſofern die Aufgabe 
durch einen Spediteur erfolgt, der Spediteur. 

Das Gewicht iſt durch Wiegen feſtzuſtellen; ſtehen dem beſondere Schwierigkeiten entgegen, ſo 
iſt das Gewicht zu errechnen oder möglichſt genau zu ſchätzen. Die Gewichtsbezeichnung it ſpäteſtens 
vor der Verladung auf ein Schiff anzubringen. Annähernde Gewichtsangaben ſind als ſolche kennt⸗ 
lich zu machen. Iſt der Gegenſtand bereits mit einer Gewichtsbezeichnung verſehen, fo iſt der Ab⸗ 
ſender oder Spediteur zum Nachwiegen nur dann verpflichtet, wenn die Gewichtsangabe unglaub⸗ 
haft erſcheint. 
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Ausnahmen 


Die Verpflichtung nach § 1 gilt nicht für unverpackte Maſſengüter ſowie für die häufiger wieder⸗ 
kehrende Beförderung von Gegenſtänden bekannten Gewichts auf Binnenſchiffen im Nahverkehr ohne 
Benutzung öffentlicher Häfen. 

83 
Überwachung, Zwangs- und Strafvorſchriften 

Die Aufſicht über die Durchführung dieſes Geſetzes liegt der Hafenpolizeibehörde ob. Der 8 139 b 
Abſ. 1 und 4 der Gewerbeordnung findet entſprechende Anwendung. 

Sind Gegenſtände entgegen den Vorſchriften dieſer Verordnung nicht bezeichnet, ſo kann die Hafen⸗ 
polizeibehörde das Wiegen und das Anbringen der vorgeſchriebenen Gewichtsbezeichnung ſelbſt aus⸗ 
führen laſſen. Die Koſten des nachträglichen Wiegens und der Gewichtsbezeichnung ſind von dem 
Verpflichteten zu tragen; ihre Einziehung regelt ſich nach den Beſtimmungen über die Beitreibung 
öffentlicher Abgaben. 
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Wer der Verpflichtung des $ 1 zur Anbringung der Gewichtsbezeichnung vorſätzlich zuwider⸗ 
handelt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Gulden beſtraft; die Beſtrafung tritt nur auf 
Antrag des Senats oder der Hafenpolizeibehörde ein. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 8. 1935.) 
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Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt einen Monat nach der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


189 Verordnung 
: über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten. 


Vom 19. Juli 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 73 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
In Krankenpflegeanſtalten darf das Pflegeperſonal in der Woche — einſchließlich der Sonn⸗ und 
Feiertage — bis zu 60 Stunden, die Pauſen nicht eingerechnet, beſchäftigt werden. Die tägliche Ar⸗ 
beitszeit ſoll in der Regel 10 Stunden nicht überſchreiten und durch angemeſſene Pauſen unter- 
brochen ſein. 
Als Krankenpflegeanſtalten gelten öffentliche und private Anſtalten, in denen Kranke oder Sieche 
verſorgt werden, die ſtändiger ärztlicher Aufſicht oder fachkundiger Pflege bedürfen, ferner Entbindungs⸗ 


anſtalten, Säuglingsheime und Irrenanſtalten. 


Als Pflegeperſonal im Sinne dieſer Verordnung gelten die Perſonen, die in einer derartigen An⸗ 
ſtalt auf Grund eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes überwiegend pflegeriſche Arbeiten leiſten oder 
Arbeiten häuslicher oder ſonſtiger Art verrichten, die unmittelbar der Verſorgung der Kranken dienen. 
Im Zweijelfalle entſcheidet die durchführende Behörde, welche Arbeiten als pflegeriſche oder ſonſt un- 
mittelbar der Verſorgung der Kranken dienende anzuſehen ſind. 


82 
Für Perſonen, die in einer vom Senat als gemeinnützig anerkannten Krankenpflegeanſtalt be⸗ 


ſchäftigt find, gelten die Vorſchriften dieſer Verordnung auch dann, wenn ſie nicht zu dem Pflege⸗ 


perſonal ($ 1 Abſ. 3) gehören, es ſei denn, daß etwas anderes vereinbart iſt. 

Für die in Krankenpflegeanſtalten beſchäftigten, nicht zum Pflegeperſonal gehörenden Perſonen gilt 
die Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. 11. 1918 (R. G. Bl. 
S. 1334/17. 12. 1918 (R. G. Bl. S. 1436) und die Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit 
der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. 3. 1919 (R. G. Bl. 
S. 315). \ 

Keine dieſer Verordnungen gilt für die in Krankenpflegeanſtalten beſchäftigten Perſonen: 

a) deren Beſchäftigung nicht in erſter Linie ihrem Erwerb dient, ſondern durch Beweggründe chari⸗ 
tiver und religiöſer Art beſtimmt wird, 
b) die um ihrer eigenen dauernden Verſorgung willen in der Anſtalt aufgenommen ſind. 


8 3 
Die Anſtaltsleitung regelt die Dauer und Verteilung der Arbeitszeit und der Pauſen ſowie die 
wöchentlichen Freizeiten nach Anhörung des leitenden Arztes oder ſeines Stellvertreters. Die Regelung 


iſt durch Aushang an ſichtbarer Stelle bekanntzugeben. 


Die nach dieſer Verordnung ſich ergebenden Beſchränkungen der Arbeitszeit finden keine An⸗ 
wendung auf vorübergehende Arbeiten, die in Notfällen unverzüglich vorgenommen werden müſſen. 


8 4 
Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung findet Abſchnitt X der An⸗ 
ordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. 11. 1918 (R. G. Bl. 


Si. 1334)/27. 12. 1918 (R. G. Bl. S. 1436) und $ 18 der Verordnung über die Regelung der Arbeits- 


zeit der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. 3. 1919 (R. G. Bl. 
S. 315) Anwendung mit der Maßgabe, daß Zuwiderhandlungen der beamteten Leiter von Anſtalten 
des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände im Dienſtaufſichtswege verfolgt werden. 


8 5 
Der Senat kann Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erlaſſen, insbeſondere die Auf⸗ 
ſicht über die Durchführung regeln. 
U 8 6 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 19. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


190 Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten. 


Vom 19. Juli 1935. 


Auf Grund des $ 5 der Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten vom 
19. Juli 1935 (G. Bl. S. 852) wird zu ihrer Ausführung folgendes verordnet: 


8 1 
Für die nicht der Aufſicht des Senats unterftellten Krankenpflegeanſtalten wird die Aufſicht wie 
folgt geregelt: 
1. Für das auf Grund eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes eingeſtellte Pflegeperſonal wird 
die Durchführung der Verordnung den Kreisärzten übertragen. 
2. Für die nicht zum Pflegeperſonal gehörigen Perſonen ($ 2 Abſ. 1 und 2) wird die Durch— 
führung der Verordnung dem Staatl. Gewerbeaufſichtsamt übertragen. 
3. Unberührt bleibt die dem Staatl. Gewerbeaufſichtsamt nach $ 139 b G. O. obliegende Auf⸗ 
ſicht über die Handhabung der Beſtimmungen der SS 105 a, 120 a bis f und 139 a. a. GO. in 


den gewerblich betriebenen Krankenpflegeanſtalten ſowie die ihnen übertragene Durchführung 


der Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. 11. 1918 
(R. G. Bl. S. 1334/17. 12. 1918 (R. G. Bl. S. 1436) und der Verordnung über die Re⸗ 
gelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
vom 18. 3. 1919 (R. G. Bl. S. 315). 


82 
Die Medizinalbeamten und das Staatliche Gewerbeaufſichtsamt ſollen ſich vor dem Beſuch der 
Anſtalten, ſoweit es ſich um die Durchführung der Arbeitszeit oder ſonſtiger Arbeiterſchutzbeſtimmungen 
handelt, miteinander verſtändigen und die Beſichtigung nach Möglichkeit gemeinſam ausführen. 


8 3 

Als gemeinnützige Krankenpflegeanſtalten im Sinne des § 2 der Verordnung ſind alle Kranken⸗ 
pflegeanſtalten anzuſehen, die, ohne einem Erwerbszweck zu dienen, vom Staat, von Kommunal-, 
Wohlfahrts- oder religiöfen Verbänden, von Trägern der Sozialverſicherung oder auf Grund von 
Stiftungen unterhalten und betrieben werden. In dieſen Anſtalten gilt die Verordnung vom 19. Juli 
1935 auch für die nicht zum Pflegeperſonal gehörenden Perſonen, wenn nicht für ſie die Beſtimmungen 
der Arbeitszeitverordnungen für Arbeiter und Angeſtellte vereinbart worden ſind. In den nicht als ge⸗ 
meinnützig anerkannten Krankenpflegeanſtalten gelten für die nicht zum Pflegeperſonal gehörenden 
Perſonen nur die Beſtimmungen über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. 11. 
1918 (R. G. Bl. S. 1334/17. 12. 1918 (R. G. Bl. S 1436) und über die Regelung der Arbeitszeit 
der Angeſtellten vom 18. 3. 1919 (R. G. Bl. S. 315). 


8 4 
Als Arbeiten häuslicher oder ſonſtiger Art, die unmittelbar der Verſorgung der Kranken dienen, 
ſind Dienſte perſönlicher Art anzuſehen, die vom Pflege-, Wärter⸗ und Hilfswärterperſonal den beſon⸗ 
deren Bedürfniſſen und Wünſchen der Kranken entſprechend ausgeübt werden, ſowie ferner Verrich⸗ 
tungen, die ſich zeitweilig nach den perſönlichen Bedürfniſſen der Kranken richten müſen; dazu gehört 
die Arbeit der Maſſeure, Bademeiſter, des Küchenperſonals, des Laboratoriums-, Röntgen- und Apo⸗ 
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8⁵⁴ 
thekenperſonals und desjenigen Perſonals, das die Operations- und Desinfektionsräume, die Aufent⸗ 
halts⸗ und Eßräume der Kranken und des Pflegeperſonals zu reinigen hat. 
8 5 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 19. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


191 Verordnung 
über Anderung der Reichsverſicherungsordnung. 


Vom 19. Juni 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 40 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Als $$ 182 a, 182 b werden folgende Vorſchriften angefügt: 
§ 182 a 

Bei der Abnahme von Arznei-, Heil- und Stärkungsmitteln hat der Verſicherte ſelbſt von 
den Koſten jeder Verordnung 10%, jedoch mindeſtens 0,10 G und nicht mehr als 0,50 G zu 
tragen. 

Der Senat (Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik) kann Ausnahmen von 
der Vorſchrift des Abſ. 1 zulaſſen. 

§ 182 b 

Dauert die mit der Krankheit verbundene Arbeitsunfähigkeit länger als 10 Tage, ſo iſt 
für die Arznei- und Heilmittel, die nach dem Ablauf der 10 Tage während der Arbeitsunfähig- 
keit noch notwendig werden, der Betrag ($ 182 à Abſ. 1) nicht zu entrichten. 

Von dex Verpflichtung, den Betrag zu entrichten, ſind befreit: 

1. Arbeitsloſe, die Erwerbsloſenunterſtützung oder als Ausgeſteuerte Leiſtungen der öffent— 
lichen Fürſorge erhalten; 

2. Perſonen, die aus der Invaliden- oder Angeſtelltenverſicherung Invalidenrente oder 
Ruhegeld oder nach dem Verſorgungsgeſetz Rente als Schwerbeſchädigte beziehen; 

3. ſolche Tuberkulöſe und Geſchlechtskranke, die von einer Fürſorge- oder Beratungsſtelle 
eine Beſcheinigng über ihre Bedürftigkeit beibringen. 

Die Befreiung iſt auf dem Verordnungsblatt zu vermerken. 
2. § 215 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Für diejenigen, welche der Verſicherung freiwillig beitreten oder ſich nach $ 313 à weiterver- 
ſichern, kann die Satzung mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts die Kaſſenleiſtungen ent⸗ 
weder in gleichem Maße oder auf das Krankengeld beſchränken. 

3. § 313 a Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Kaſſenvorſtand kann die Verſetzung des Weiterverſicherten in eine höhere Klaſſe oder 
Stufe auch ohne ſeine Zuſtimmung anordnen, wenn deſſen Beiträge in erheblichem Mißverhältnis 
zu den ihm im Krankheitsfalle zu gewährenden Kaſſenleiſtungen ſtehen. 

Artikel U 
Die Aus- und Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat, Abtl. für 
Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1935 in Kraft. 


Danzig, den 19. Juni 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 
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192 Ausführungsbeſtimmungen 

zum Münzgeſetz vom 20. November 1923 (G. Bl. S. 1303) in der Faſſung der Rechtsverordnungen 

vom 21. September 1931, 18. Dezember 1931, 28. Juni 1932 und vom 1. Mai 1935 (G. Bl. 1931 
S. 721, 971, G. Bl. 1932 S. 481 und 1935 S. 609). 


Vom 15. Juli 1935. 


Artikel I 
Auf Grund der SS 2 und 3 des Münzgeſetzes vom 20. November 1923 in der zur Zeit gel⸗ 
tenden Faſſung wird hiermit folgendes beſtimmt: 


a) Nickelmünzen 

Die Zehn-, Fünf⸗, Ein⸗ und Einhalb⸗Guldenſtücke ſollen aus Reinnickel geprägt werden. 

Die Zehnguldenſtücke ſollen ein Gewicht von 17 Gramm und einen Durchmeſſer von 34 mm, 

die Fünfguldenſtücke ein Gewicht von 11 Gramm und einen Durchmeſſer von 29 mm, 

die Einguldenſtücke ein Gewicht von 5 Gramm und einen Durchmeſſer von 23,5 mm, 

die Einhalbguldenſtücke ein Gewicht von 3 Gramm und einen Durchmeſſer von 19,5 mm 
haben. i 

Die Zehn⸗ und Fünfguldenſtücke ſind mit einm glatten Rand zu prägen, welcher in vertiefter 
Prägung abwechſelnd eine blattartige Verzierung und einen vierſtrahligen Stern zeigt. Die Ein⸗ und 
Einhalbguldenſtücke ſind mit einem gerippten Rand zu prägen. 

Die Zehnguldenſtücke tragen auf der einen Seite das Danziger Wappen mit den Schildhaltern 
und darüber den Spruch „Nec temere nee timide“, auf der andern Seite die Umſchrift „Zehn Gulden 
Freie Stadt Danzig“ und die Jahreszahl der Prägung und in der Mitte das ſtiliſierte Bild des Dan⸗ 
ziger Rathauſes, rechts davon die Zahl „10“ und links davon einen achtzackigen Stern. 

Die Fünfguldenſtücke tragen auf der einen Seite das Danziger Wappen mit den Schildhaltern 
und darüber den Spruch „Nec temere nec timide“, auf der andern Seite die Umſchrift „Fünf Gulden 
Freie Stadt Danzig“ und die Jahreszahl der Prägung und in der Mitte das ſtiliſierte Bild einer 
Kogge und links davon die Zahl „5“ ſowie einen achtzackigen Stern. 

Die Einguldenſtücke tragen auf der einen Seite das Danziger Wappen ohne die Schildhalter 
und die Jahreszahl der Prägung, auf der andern Seite die Beſchriftung „1 Gulden Freie Stadt 
Danzig“. 

Die Einhalbguldenſtücke tragen auf der einen Seite das Danziger Wappen ohne die Schild— 
halter und die Umſchrift „Freie Stadt Danzig“, auf der andern Seite die Beſchriftung „½ Gulden“ 
und die Jahreszahl der Prägung. 


b) Aluminium-Bronze-Münzen 

Die 10 und 5 Pfennigſtücke ſollen aus einer Legierung von 915 Teilen Kupfer und 85 Teilen 
Aluminium geprägt werden. 

Die 10 Pfennigſtücke ſollen ein Gewicht von 3½ Gramm und einen Durchmeſſer von 21,5 mm, 

die 5 Pfennigſtücke ein Gewicht von 2 Gramm und einen Durchmeſſer von 17,5 mm 
haben; ſie ſollen mit flachem Rande geprägt werden. Die 10 Pfennigſtücke tragen auf der einen 
Seite das ſtiliſierte Bild eines Pomuchels, die 5 Pfennigſtücke das ſtiliſierte Bild einer Flunder 
und die Jahreszahl der Prägung, auf der andern Seite die Aufſchrift „10 Pfennig Freie Stadt 
Danzig“ und 5 Pfennig Freie Stadt Danzig“. 


c) Kupfermünzen 

Die Kupfermünzen ſollen aus einer Legierung von 95 Teilen Kupfer, 4 Teilen Zinn und einem 
Teil Zink geprägt werden. 

Die 2 Pfennigſtücke ſollen ein Gewicht von 2¼ Gramm und einen Durchmeſſer von 19,5 mm, 

die Einpfennigſtücke ein Gewicht von 1?/; Gramm und einen Durchmeſſer von 17 mm 
haben. Die Kupfermünzen ſollen mit flachem Rande geprägt werden. Sie tragen auf der einen Seite 
das Danziger Wappen ohne die Schildhalter und die Jahreszahl der Prägung, auf der andern 
Seite die Aufſchriften „2 Pfennige Danzig“ und „1 Pfennig Danzig“. 
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Artikel II 
Dieſe Ausführungsbeſtimmungen treten an die Stelle der Ausführungsbeſtimmungen zum Münz⸗ 
geſetz vom 12. Juli 1932, (G. Bl. S. 647), die aufgehoben werden. 


Danzig, den 15. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


193 Verordnung 
über die Außerkursſetzung der Danziger 5 und 2 Guldenſtücke. 


Vom 23. Juli 1935. 


Auf Grund des 8 7 Ziffer 1 des Münzgeſetzes vom 20. November 1923 (G. Bl. S. 1303) und 
des Artikels III der Verordnung zur Abänderung des Münzgeſetzes vom 1. Mai 1935 (G. Bl. S. 609) 
wird hiermit verordnet: 
8 1 
Die Danziger Silbermünzen (5 und 2 Guldenſtücke) mit dem Prägeſtempel „1932“ ſind einzu⸗ 
ziehen. Sie gelten ab 1. Oktober 1935 nicht mehr als geſetzliche Zahlungsmittel. Von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab iſt außer den mit der Einlöſung beauftragten Kaſſen niemand verpflichtet, dieſe Münzen 
in Zahlung zu nehmen. 
8 2 
Die 5 und 2 Guldenſtücke werden bis zum 31. Dezember 1935 bei den Staatskaſſen zu ihrem 
Nennwert ſowohl in Zahlung als auch zur Umwechslung angenommen. 


88 
Die Verpflichtung zur Annahme und zur Umwechslung findet auf durchlöcherte und anders als 
durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte, ſowie auf verfälſchte Münzſtücke keine An⸗ 
wendung. 
8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1935 in Kraft. 
Danzig, den 23. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppe nrath 


19 Berichtigung. 

Im 8 10 Abſ. 1 der Verordnung über den Zahlungsverkehr mit dem Auslande vom 17. Juli 
1935 (G. Bl. S. 845) muß es ſtatt der Worte: „von einer Perſon“ heißen „von einem Inländer 
($ 5 Abſ. 5)“. 

Danzig, den 23. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


—— —— — —ʒꝶ-j3— — ——————— — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


